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Be]l Komplementarıtat der ufgaben
ennel gesucht
Fın nterview mıiıt INY Brandt

Herr Brandt, das Verhältnis zwıschen deutscher lungen w1ıe WMSGKrG polıtischen Gegner hinter
Sozialdemokratie und iınsbesondere der katholischen das Godesberger Programm. Ich ylaube aber: das triftt
Kırche leidet un pannungen. Seitdem Sozialdemokra- 1 Ernst aut die Parteı als Ganzes nıcht Denken Sıe
ten der Regierung sınd, haben diese ZUSCHNOMMCN. 1U  — daran, da{fß der eben veröffentlichte ökonomisch-poli-
Nach einıgen tastenden Versuchen einer besseren Verstän- tische Orientierungsrahmen als Fortschreibung e1nes wich-
dıgung häuten sıch dıe Konfliktsymptome. Worauf führen tigen Teıiles uUNse1Icecs Programms für die nächsten Jahre,
Sıe diese Entwicklung, wWenn WILr VO  3 den Auseinander- der Sanz aut Godesberg aufbaut, VO  4 einem sehr nNnfier-

SETZUNGECN den 2718 zunächst einmal absehen, zurück? schiedlich usammengesetzZten rtemıum einstimm1g -
S  IIN wurde. Die Basıs dieser Gemeinsamkeit beruht

Brandt: MuUuU: leider us meıiner Sıcht bestätigen, da{ß ausdrücklich auf dem Godesberger Ansatz, der nach der
das Verhältnis bei weıtem nıcht gut ISt, wıe se1n Meınung vieler einen geschichtlichen Durchbruch bedeutet
sollte. Es schıen ın den etzten Jahren manchmal bereıts hat Das Godesberger Programm geht AusS VO  3 einer PIUH
wesentlıch besser se1n. Es gyab 1n meıner Parteı1ı der ralıtät der Motivatıonen. Wır haben se1t 1959 dıe Posıition
Parteı des Godesberger Programms yroße Hoftinungen, einer negatıven Toleranz der Weimarer eıt überwunden.
ausgelöst durch Sıgnale des Zweıten Vatikanischen Kon- Wır ma{fßen uns nıcht A letzte Werte serizen können,
zils5. Es wurde sehr auftmerksam registriert, w1e INa  - 1n sondern anerkennen ausdrücklich das Wirken derer, die
der katholischen Kirche vielerorts Wege Z.U Gespräch siıch etrtzten Werten bekennen un: gestutzt auf s1e in

Gesellschaft und Staat wirken.bemührt WTr miı1ıt solchen, MI1t denen INa  - vorher nıcht 1e1
gesprochen hatte, bıs hın Erklärungen kirchlicher Wuür- Zur Sanzen Sıtuation 111 iıch einmal sagen: bın besorgt
denträger, da{fß alle demokratischen Parteien 1m Prinzıp un: hofte, WIr befinden uns ıcht in einer Phase wirk-
für eiınen Katholiken wählbar sejen. In Jüngster eıt 1U  - liıcher Rückläufigkeit, sondern NUur in der Krise eines Dıa>=
scheinen sıch LIECEUC Barrıeren aufzubauen, dıe ıne Rück- logs, der begonnen hatte, der aber noch nıcht konsequent
entwicklung efürchten lassen. Rückentwicklungen 1m geführt werden konnte, vielleicht weıl 83058  - sıch
kırchlichen Bereıch, WEeNNn iıch den Hirtenbriet der baye- nıcht genügend eıt IIN hatte, ıh: führen.
rıschen Bischöfe E: Landtagswahl denke, obwohl ıch ıh: kann also 1Ur hoften, daß nıchts ZzerstOrt wiırd. möchte
nıcht als einen antiısozialdemokratischen Hırtenbriet habe hinzufügen, daß diese kriselnde Entwicklung nıcht VCI-

empfinden wollen hındert hat, daß die Sozialdemokratie zunehmend Stim-
iNlen AUS dem katholischen Volksteil bekommen hat Das
iSt dıe andere SeıiteDer Österreichische Bundeskanzler Kreisky hat ıh

aber oftenbar als solchen empfunden, als feststellte, ein
solcher Hırtenbrief würde in Osterreich den „absoluten ber auch diese ewegung scheint 1n etzter eıt
Bruch“ bedeuten wieder eher ZU Stillstand kommen. Außerdem dürfte

dies wenıger MIt dem Verhältnis Kırche und Sozialdemo-
Brandt: Kreisky hat sıch härter geäußert, als iıch ohl kratıe tun haben als mıit der Tatsache, da{fß relig1öse

hätte. och auch nach meıner Sıcht wurden in diesem Motivatıonen be1 Wahlentscheidungen ıne geringere Rolle
Hiırtenbrief nıcht genügend gerechte Ma{fßstäbe angelegt spielen.

Brandt: Trotzdem ware ZUT, INan könnte den Gläubi-
„Ich hoffe, Wır befinden nicht eıner SCH unnötıge Konflikte
3se wirklicher Rückläufigkeit“

Wıirken neben der Reideologisierung der etzten
ber gab auch Verhärtungen iın Ihrer Parteı, dıe Jahre nıcht auch noch historıische Belastungen stark nach?

teilweise wenı1gstens erst den beanstandeten Reaktionen Man hat den Eindruck, die Nachwirkungen solcher Be-
bei den Bischöfen un katholischen Gremien und Verbän- lastungen AUS gegensätzlıchen weltanschaulichen agern
den geführt haben wurden nach Godesberg unterschätzt.

Brandt: Sıcher gab auch 1mM politischen Raum Rück- Brandt: Sıcher g1bt diese Belastungen. Seit Bismarck
entwicklungen in ıdeologischen Posıtionen, VO  3 denen WIr haben WIr miıt einem Paradox CLun, WEeNnNn WIr die bei-
glaubten, WIr hätten S1e bereits hıinter uns gelassen. Be1 den Kirchen nebeneinander sehen. Dıie evangelısche Kirche
kleinen Minderheiten in der Parte1 auch Rückentwick- WAar fast extirem MIt der damaligen Staatsmacht verbun-
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den und identifizierte sıch miıt iıhr Nach den Übergangs- Kırche Wenn ıch richtig eba ringt die Kirche se1it
schwierigkeiten der Weıimarer Republik und der Zäsur dem Konzıl iıhr Selbstverständnis und ihre zeitgemäße
durch das Dritte eıch hat sıch nach 1945 verbunden Rolle 1n der pluralistischen Gesellschaft. Und dabej xibt
auch miıt einer Neufixierung der Posıtion der deutschen VO  - Land Land unterschiedliche Ergebnisse. Be1i unsS,
Sozialdemokraten eın Verhältnis der Oftenheit ergeben. meıne ich, hat die Kırche sıch noch ZU wen1g Gedanken
icht wenı1ge evangelische Christen, die sıch ausdrücklich darüber gemacht, W as Parteıen dem Auftrag des
als solche bekennen, tragen heute 1n meıner Parteı Ver- Grundgesetzes sınd und welche spezifischen Aufgaben Ss1e
antwortung, auch führende Verantwortung. haben
Der katholische Volksteil und die sozi1aldemokratische
Arbeiterbewegung parallel zueiınander in Konflikt Hıer möchten WIr doch noch eLtWwAas insıstieren. Ihr
MIit der Bismarckschen Staatsmacht. Das hat gelegentlich Nachfolger als Bundeskanzler, Helmut Schmidt, hat erst
ZU taktıschen Miteinanderoperieren geführt die Fälle Jüngst festgestellt, Kiırchen kritisıerten Parteıen 1M all-

nıcht selten, Sozialdemokraten un Zentrum gemeınen mehr als Parteıien Kırchen. Iso werden Kirchen
bei Stichwahlen einander geholfen haben un: Bebels Be- als gesellschaftliche Gruppen ohl auch Kritik vertragen
zıiehungen den Kolpingsgemeinschaften sınd AUuUS dessen mussen. Zum anderen scheint mır die rage doch 1M Raum
Memoiren ekannt aber das parallele Bedrängtsein stehen, wıe dıe Sozialdemokraten, vielleicht w1e säku-
hat nıcht einer wirklichen Annäherung geführt. Dies lare Parteien überhaupt, gerade ın der Ausübung polıti-
hat sıcher einem Teil anders als ın England oder ın scher Macht mıt den Kırchen als geistlıch-transzendenten
Skandinavien iıdeologischen Barrıeren gelegen. Zum Gemeunnschatten zurechtkommen bzw Ww1e s1e s1e einschät-
anderen hatte der deutsche Katholizismus 1mM Zentrum zen

seine eigene polıtische Formatıon und 1ın den christlichen
weitgehend katholisch gepragten Gewerkschatften Brandt: bın dankbar, daß Sıe die ede VO  S Bundes-

seine eigene Gewerkschaftsbewegung. Da{ß auch noch kanzler Schmidt etzten Reformationstag 1n dieses Ge-
andere Gründe zab, hat Ja Jüngst die Synode der deut- spräch einführen, denn S1e enthielt ine umfassende Schil-
schen Bıstümer be] ıhrer Diskussion über Kırche und derung und Wertung. ylaube, gerade WECeNnN INan solche
Arbeiterschaft deutlich gemacht AÄußerungen VO  —$ verantwortlichen Sozialdemokraten

nımmt xibt auch ımmer andere, die die Nuancen
anders sSetfzen kann INa  } nıcht unterstellen, 1SeTre

„Wiıeweit sich die Kirche in den Parteı hätte besondere Schwierigkeiten, die Kırchen 1n
Parteienstreit einbinden lassen kann, ihrer Besonderheit richtig einzuschätzen. Dabei eschrän-

ken WIr uns nıcht auf die Bekundung VO  } Respekt VOTLTmuß sSIe selbst entscheiden  €
dem Teıl kirchlicher Verantwortung, über den Parteıen

Wo sehen Sıe die aktuellen Konfliktursachen? Liegt nıcht befinden haben und tür den WIr allein Freiheits-
primär Zielkonflikten zwischen Kirche un: Staat raume sıchern können. Wır wIıssen, da{ß gerade ıne Gesell-

bzw zwıschen Kırche und Regierung, sofern die Regıe- chaft WwW1e€e die Nsere darauf angewıesen ist, da{ß gesell-
Iung den Staat verkörpert? Liegt den Kirchen als schaftliches Bewußtsein und staatlıche Entscheidungen
gesellschaftliche Gruppen (ım Sozijalbereich &1Dt Ja auch mıtgeformt werden durch die, diıe Aaus der Orıientierung

etzten Werten heraus sprechen und handeln. ylaube,Spannungen mit der evangelischen Kirche), oder 1St ein-
tach das Problem Ihrer Parteı, da{fß S$1e nach w 1e€e VOr (oder da{fß der Freiraum, den das Godesberger Programm mi1t
heute wıeder besonders) schwer zurechtkommt mMIiIt dem, seınem Verzicht auf Aussagen etzten Werten hıer
W as Kirchen und Religionsgemeinschaften als Instanzen, geschaffen hat, ıne Ebene des gesellschaftlichen Handelns

für die Kırche eröffnet, die gerade aufgrund der sorgfäl-die über innerweltliche Zwecke hinausweıisen, gesellschafc-lıch und geschichtlich darstellen? tıgen Abgrenzung auch dem heutigen Selbstverständnis
der Kırche ANSCMESSCH ISt. Wır Wwı1ssen auch, da{ß dıe Kır-

Brandt: Jeder 1St ohl durch die Aufgabe geprägt, die chen politischen Sachtragen oft eın unbequemes Wort
1ın erster Linıe wahrnimmt. Nehmen Sıe mMır nıcht übel, ASCcn mussen. ber Helmut Schmidt nıcht NUur,

manche politische Theologie sel ıhm eın Greueliıch sehe > daß sıch ıne gew1sse Verhärtung se1-
tens der Kırrche, der Amtskirche W as iıch nıcht negatıv
meıne gegenüber den Sozialdemokraten handelt. Womuıit ohl mehr bestimmte Theologien, als die
kann mIır ur Erklärung das ıne oder andere denken amtlichen Vertreter der Kirchen meılinte
ber da z1bt 1e] Kompetentere, die dies Aus kiırchlicher
Sıcht und Verantwortung darlegen müßten, als ıch N als Brandt: Er aber auch, daß das ıne oder andere
Vorsitzender der Sozialdemokraten tun kann. Jeden- besten nıcht VOon der Kanzel oder Berufung auf
talls Was Sıe Als Problem meıner Parteı bezeichnen, worın das geistliche Amt SESART werden sollte Die Kırche muß
Ja unausgesprochen eın Vorwurt lıegt, gilt AUusSs der Sıcht auch ertragen können, WENN 1mM Rıngen der Meınungen
der Sozialdemokratie vielfach umgekehrt auch für dıe jene, die Aaus dem gesellschaftlichen und politischen Bereich
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heraus wiırken, ıne andere Meınung haben oder anders nal regeln auch in Bereichen, vernünftig 1St, dafß
entscheiden un die Gründe Sagcn, aru S$1e nıcht tfür Kıiırchen und andere freie Träger iıhre Verantwortung

politisch richtig halten, W as ıhnen kıirchlich wahrnehmen. Dies unterscheidet sıch wen1g, WeNnNn iıch auch
empfohlen wird. das salopp darf, VO katholischen Verbands-

vertretern, die iıhren Lobbyismus betreiben, wIıe ıhn andere
Wo sehen Sıe dann die Grenzen kirchlichen Spre- auch betreiben, dıie ıhr Geschäft durchsetzen, iıhren eil des

chens 1mM polıtischen Raum un: in polıtisch relevanten Kuchens abheben wollen, W as Ja Sal nıchts Böses 1St
Fragen? Um eın Beispiel CHNMNECN: Ist eın Hırtenbrief Dıie Schlitzohrigkeit, dıe da oft autf der untferen Ebene auf
w 1e€e der den Jjetzıgen Betriebsratswahlen eın kirchen- beiden Seıten vorhanden Ist, sollte INa  - aber nıcht
amtlıches Sprechen, das akzeptiert wırd? gesellschaftstheoretischen Gegensätzen hochstilisieren. Hıer

21Dt verständlicherweise ımmer wıeder pannungen, die
Brandt: Es g1ibt AZUuUS meıner Sıcht nıchts, OVOoNnNn ıch mıiıt Grundüberzeugungen wen1g tun haben
würde, daß die Kırche sıch nıcht dazu außern dürfte. Nur

Dennoch: kırchliche Stellen und Träger klagen überwırd bei einer extensıven Auslegung des VO  ; den Sozıal-
demokraten nıcht bezweiftfelten Rechts, sıch allem 1n der den Planungsdrang soz1aldemokratischer Mınıiıster und
Gesellschaft außern können, auch ıne beträchrtliche Kommunalverwaltungen un fühlen sıch oft über die
Zahl, vielleicht ıne grofße Zahl VO  3 Fällen geben, 1n Rahmenplanung des Bundes und der Länder nıcht recht-
denen gefragt und bezweıtelt wiırd, ob vernünftig sel, zeıtig und planungsgerecht Orjıentiert. Wıe stehen Sıe als
sıch außern oder sıch in einer bestimmten Oorm Vorsitzender Ihrer Parte1 diesem Komplex?
außern. ber VO Prinzıp her gibt für mich nıchts, Brandt: möchte die Kiırche nıcht verstanden wıissen undWOZU dıe Bischöfe sıch nıcht außern dürfen Das Problem
jedoch, 1eweıt die Kirche sıch 1n den Partejenstreit ein- möchte nıcht, da{fß meıne Freunde sıe verstehen, als den

Fremd- oder den Hıltsarbeiter 1 Sozıalbereich, den INa  $binden lassen kann, muß die Kırche celbst lösen. also I11UI iın Anspruch nımmt, solange INan nıcht selbst
alles übernommen hat Aber sıeht nıcht ın allen Bere1-
chen gleich AUS. Es o1bt Fälle, ın denen vernünftig 1St,„Ich moöochte die Kırche nIC verstanden dafß der Staat nıcht allein Aufgaben wahrnehmen will,wissen als Hılfsarbeiter Im Sozialbereich“ auch dann, WEeNnN diıe Kosten tast Sanz übernimmt tür
das, W as die Kıiırche CUut, weiıl die Kırche zusätzlıch PCr-Eın Großteil der Probleme zwıschen Kirche und sonel]l un gelstig einbringt. Diese Bereiche sınd

Staat spielt sıch 1mM gesellschaftlich-diakonischen Bereich
ab Gerade 1er aber erscheint die Posıtion der Sozıial-

leider nıcht mehr umtassend wıe rüher, weil auch 1in
den kırchlichen Einrichtungen verständlicherweise andere

demokraten zumındest ambivalent. Im Jetzıgen Entwurf Ma{fstäbe angelegt werden. Trotzdem g1ibt über das
eines ökonomisch-politischen Orientierungsrahmens heißt feste Personal hinaus mehr freiwilliges ngagement, mehr
Or Sozialdemokraten sehen SO den Kirchen un: relig1ö- treiwilliges Miıtwirken, als Ina  } (0)88 vielfach sieht. Im
sen Gruppen nıcht 11UTr willkommene Partner des at- übrigen x1ibt 1ın den verschiedenen Bereichen des Wohl-
lichen un soz1alen Handelns, sondern erhoften VO fahrtswesens und der Sozijalhilfe sovıel 1m Diıenst
ihnen Unterstützung 1m Kampf iıne menschlıchere Menschen Cun, da{fß tür alle genügend Raum leibt,Gesellschaft“. Im „ Vorwärts“ konnte iINan VOT nıcht allzu- und dies sollte nıcht durch kleinliche Streitigkeiten auf
langer eıt lesen, dıe Kırche, wörtlıch, „werde sıch e1in- kommunaler oder anderer Ebene zerredet oder zerstrıitten
mal der Einsicht bekennen müussen, daß ihr herrisches werden. Dazu gehört dann, dafß INnan jeweıils für einen
Vordringen 1n gesellschaftliche Bereiche, die mıt Religion überschaubaren Zeitraum ın Bund, Ländern und Gemeıin-
und Glauben unmittelbar nıchts mehr schaffen haben, den autf den verschiedenen Ebenen mıteinander darüber
antidern9krati en Charakter tragt“”. Wie ’ geht das — redet. Entscheidend sollte se1n, W as die Kirche tatsächlich
sammen ? eisten ann Sıe spricht Jjetzt selbst manchmal davon, daß

S1e nıcht mehr 1m selben Umfang eisten kann, W as s1e
Brandt: 1St ohl doch ein Unterschierl zwischen dem bisher geleistet hat ber WIr sollten ZUuUerst fragen: Was
1m Auftrag der Parteı1 VO  —3 einer 30köpfigen Kommissıon kann S1e tun? und niıcht, W 45 möchten AOLY n tun” Dıies
erarbeiteten Orientierungsrahmen und der wahrschein- sollte dann nıcht SOZUSaSCNH VO:  3 der and in den Mund,
lich namentlıch gezeichneten AÄußerung 1n eiınem Blatt, VO  ; einem Haushaltsplan ZU anderen, sondern für eınen
das auch ıch mıiıt Interesse lese, das aber nıcht eın Zentral- überschaubaren Zeıtraum un rechtzeitig abgesprochen
gan der Parteı 1St. Da 1St INAan, türchte ıch, manchmal werden.

csehr dazu gene1gt, meınen, dort würden Postulate
der SPD verkündet. Zur Sache 1bt, das se1 zugegeben, Sıe haben 1n Ihrer Regierungserklärung VO 18
ın meıner Parteı, be1 meinen Dorfpfarrern, wenn ıch das 1923 die 1n dieser Passage auch VO  e Ihrem Nachfolger

salopp aAScnh darf, eine stark kommunalpolitisch als Bundeskanzler wiederholt wurde, ausgeführt: „Wır
verankerte Tendenz, möglıchst viel staatlıch und kommu- betrachten diıe Kıiırche nıcht als eine Gruppe vielen
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1in der pluralistischen Gesellschaft und wollen ıhre Ver- Raum, wıederholt gestellt worden. Es muß also nıcht gleich
tretier darum auch nıcht als Vertreter bloßer Gruppen- antıkırchlich se1n, Wer solche Fragen stellt. eıne Parte1ı
ınteressen sehen.“ Das 1St 1n negatıver Formulıierung, W 4s hat sıch seinerzeıt auf ihrem Steuerparteitag VOL drei Jah-
die Kirchen 1n den Auseinandersetzungen die ren auch MIiIt dem staatlıchen Kiırchensteuereinzug befaßt
D.P.-Thesen für sıch selbst ordern. Was bedeutet diese und sıch dann mMi1t übergroßer Mehrheit datür AuUSgeSPIO-
Aussage zweıer sozi1aldemokratischer Bundeskanzler pOS1- chen, die Sache belassen, WwW1e S1e 1St
t1vV? sehe AT eıt überhaupt keine Veranlassung, Zur Dıs-

posıtion stellen, W as hierzu iın unNnserer Verfassung steht,
Brandt: Die Kırche kann nıcht als ırgendeıne gesellschaft- se1l denn, die Kırchen selbst wünschten iıne Neuregelung
ıche Gruppe und ihre Vertreter können nıcht wWw1e irgend- un möchten miıt den politisch Verantwortlichen darüber
eın Verbandsvertreter eingestuft werden, weıl das MI1t dem reden
hıstorischen Rang der Kırchen bei unls nıcht vereinbar 1St.
Dıieser historische Rang hat bei uns einem anderen Das kann INan VO  _ Sozialdemokraten 1n Parteifüh-
Verhältnis zwischen Kiırche und Staat geführt als eLtwa 1n rung und Regierung immer wıieder hören: Wır wollen
den Vereinigten Staaten. Auch dort xibt freie Kırchen, nıchts andern, aber wenn dıe Kırchen selbst wollen,
und manche meınen, das dortige 5System der Trennung se1 dann Für den Außenstehenden hört sıch das an
dem unseren vorzuziehen. Im Grunde möchten WIr schon, aber pafßt gerade 1mM
Aber das 1st nıcht einmal der entscheidende Punkt Der Blick auf die katholische Wählerschaft nıcht 1n dıe polıtı-
entscheidende :Punkt iSt, dafß die Kırche einen anderen sche Landschaft
Auftrag hat Es 1St eın umfassenderer Auliftrag. Er kon-
kurriert ZWAar ın bestimmten Teilen miıt den soz1ialen Dien- Brandt: Wenn Sıe das empfinden, w 4s der ıne oder
Sten staatlıcher un: niıchtkirchlicher Träger. Zugleich geht andere Sozialdemokrat dazu ZESART hat, dann 1sSt tür

aber über das hinaus, W as andere tun haben Der miıch wichtig, das Ergebnis eiınes solchen Nıederschlags
Auftrag der Kırche 1St insotern eINZ1g und kann nıcht mIiıt kennen. ber W 4s iıch ZESAZLT habe, hat keinen doppelten
dem anderer Verbände und Vereinigungen verglichen Boden, sondern 1St T:  u gemeınt, w1e ZESART
werden. wurde.
In diesem Verständnıis erscheint mır dıe grundgesetzlıche Der Hınvweıs auf die Kirchensteuer spricht sıcher nıcht das
Regelung des Verhältnisses VO  ‘ Staat und Kırche un: die wichtigste Problem Aa hat aber doch sein Gewicht, weıl ecs

rechtliche Stellung, die die Kiırchen in unNnserem Land ein- gerade dazu entsprechende Überlegungen 1n den Kirchen
nehmen, dem Auftrag der Kırchen, tür alle dazuseın, selbst gyab Es gab beispielsweise 1n der evangelischen Kır-
sehr ANSCMECSSCH. Allerdings müdfßte auch die ede davon che nıcht 1Ur Berlins einmal eine starke Tendenz,
se1n, da{ß diese Sonderstellung, 7 gerade dıie Stellung VO staatlichen Kiırchensteuereinzug wegzukommen; dann
der Kirchen als Körperschaften des öftentlichen Rechts, Ss1e kam INa  — aber ganz überwiegend doch der Meınung,
auch der gesaMTEN Gesellschaft gegenüber R Pflicht nımmt beim jetzıgen Zustand belassen. In etzter Zeıt, das
un nıcht damıiıt vereinbar ware, WE die Kirchen plötz- höre ıch besonders VO  e} Parteifreunden AuUS dem evangeli-
lich beginnen würden, sıch vorwıegend als Interessenver- schen Bereich, herrsche einıge orge darüber, daß durch
tretung gerieren oder sıch einselt1ig 1n den Parteijenstreit das starke Heraustallen VO  — Einkommensschichten durch
einbinden lassen. die Anhebung der Miındeststeuergrenze für einen beträcht-

lıchen Bevölkerungsteıil auch dıe Kirchensteuer entfällt
ber den Status der Kırchen als Körperschaften Ich ziehe daraus keine Folgerung, aber Fragen w1e diese

öftentlichen Rechts halten Sıe 1n diıesem Sınne tür hatte ıch eben 1m Sınn, ohne da{fß iıch provozıeren
gemessen? wollte

Brandt: sehe keinen Grund, diesen Status andern
wollen. „Wır sollten nIC auf

ıbt nıcht dennoch auch in der SPD Überlegun- Gespensterschlachten einlassen“
gungen, das Verhältnis Kiırche und Staat 1mM Sınne der
r.D.P.-Thesen rechtlich und relig1onspolitisch tortzuschrei- Eın Hauptvorwurf u.,. Aaus der F.D 1St dıe Be-

hauptung, die VO Grundgesetz 1mM Prinzıp geforderteben, eLtwa iın der rage der Kirchensteuer?
Trennung bzw. volle Unabhängigkeıt VO  $ Kirche un:!

Brandt: bın nıcht der Meınung, da{ß INa  } auf diejen1- Staat se1l noch lange nıcht verwirklıicht. Schulgebet, Kruzı-
gCcnh Steine werten soll, dıe dıe rage stellen, ob das Ver- fix iın Gerichtssälen, religıöser Eıd, Kirchenaustrittserklä-
hältnis VO  } Kırche und Staat nıcht anders regeln sel, rungecn beım Amtsgericht, das alles sıch nıcht miıt

einer treien Kırche 1ın einem freien Staat Dıie Kırche solleals Jetzt geregelt 1St. Die rage 1St Ja, W as beispielsweise
dıe Kiırchensteuer angeht, 1n den etzten Jahren 1n den VO: Staat und der Staat VO  3 der Kırche freier werden.
Kırchen selbst, wenn auch vorwiıegend 1im protestantischen Wıe sehen Sıe das Problem?

3/29
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Brandt: habe kürzlıch auf einer außenpolitischen Kon- lıchen Verhältnisses VO  e} Kiırche un: Staat, VO  3 der heuti-
ferenz meıiner Parteı scherzhaft gEeSaZT, das MIt dem ara- SCH Gesellschaft her, un: Ihre Parteı ist ın einem spezif1-
dies auf Erden werde ohl noch eın bißchen dauern, w 4s schen Sınne Repräsentant dieser Gesellschaft, das Problem,
für Ihre rage ohl heißt Nıchts, W a4as in der Verfassung daß INan miıt Kırche als einer relig1ösen orm VO  3 Oftent-
nıedergelegt 1St, kann 1n jeder Hınsicht perfekt geregelt iıchkeit bei allem Respekt VOTLT privater Religiosität nıcht
werden. ber ıch weiß nıcht, 1n unNnserem Staat viel anzufangen weıß, also Schwierigkeiten hat, den Kır-
jemand 1Dt, der ernsthaft agcn würde, dıe Kırchen sind chen ıne öftentliche, die Gesellschaft mittragende Funk-
nıcht frei, verkünden un Cun, W as sS1e für richtig t1on zuzuerkennen?
halten. Andererseits würde ıch, selbst WENNn Stellungnah-
INeN Aaus dem kirchlichen Raum kommen, die iıch für nıcht Brandt: Sıe unterstellen hier eın Verständnıis VO  3 Gesell-
zweckmäßiıg halte WIr haben über solche Ja schon schaft, Ww1e der Sozialdemokratie tremd 1St. iıcht erSt
gesprochen nıcht 1m Iraum auf die Idee kommen das Godesberger Programm hat über die öftentliche Be-
SaSCNH, der Staat werde evormundet der gebe ine deutung der gesellschaftlichen Kräfte und der Kirchen
unerträglıche Einmischung VO kırchlicher Seıite in den Entscheidendes ausSgesSagt, dem Sozialdemokraten STC-
Staat. Es wiırd aber ımmer 1n praktischen Fragen Imes- hen kann Ihrer rage auch deshalb nıcht beipflichten,
sensentscheidungen geben, die INa  - nıcht eın für allemal weıl WIr wıssen, dafß dıe privaten relig1ösen und welt-
beantworten kann, sondern jeweıls LECU aushandeln MU: anschaulichen Überzeugungen sıch ımmer auch 1mM gesell-

schaftlıch-politischen Raum begegnen, besonders dort,
Sınd Konkordate un: Kirchenverträge tür Sıe noch sıttliıche Grundposıtionen ZUuUr Debatte stehen. Und ıch

zeiıtgemäße Instrumente der Abgrenzung und Absprache habe schon SESART: Ich begrüße CS, wenn 1n unserer Gesell-
1n einem säkularen Staat? Schaften S$1e mehr Abhängigkeit, schaft gerade in dieser eıit nıcht wen1ge, sondern viele
oder werden dıe Freiheitsräume für beide Seiten größer 21Dt, dıe sıch etzten Werten bekennen un: dies auch
bzw. besser begehbar? deutliıch machen. Im übrigen meıne ıch, dafß das Rıngen

der deutschen Arbeiterbewegung, AUS der die Sozialdemo-
Brandt: ylaube, dafß WIr mMit Hıltfe derartiger Vereıin- kratıe als polıtischer Träger hervorgegangen 1St, mehr
barungen 1m anzecn Zut gefahren sind. kann nıcht Gerechtigkeit und Solıdarıität, das gewiß unvollkommen
wIssen, ob INa  ; das in hundert Jahren noch SCNAUSO be- und VO  3 rrtümern nıcht frei WAafr, auch das christliche
AaNLCWOTrTtTeEet. ber iıch sehe un habe ertahren. Verständnıis, gerade auf der Ebene des Wirkens iın der
Sıe fragen nach mehr Unabhängigkeit oder mehr Ab- Gesellschaf* und des Mühens den Menschen sehr stark
hängigkeit? Wır können uns das nıcht aussuchen. Jede berührt.
Partnerschaft ISt, VO)  3 der kleinsten Einheit angefangen,
doch beides: Freiheit un: Einordnung 1n ber W1e 1St CS, WenNn diese Funktion relig1ös kon-

kretisiert werden so11? Ob Christentum mMIiIt uUuUNserenNSıe nanntfen gerade das Stichwort Partnerschaft. Wıe Bildungsinhalten und -veranstaltungen noch tundıe Unionsparteıien haben siıch sozialdemokratische Parte1i- haben darf siehe die Forderung nach der „neutralen“führer und Regierung daran gewöÖhnt, das Verhältnis VO  3 Stelle der christlichen Gemeıinschaftsschule wırdKirche und Staat als eın Verhältnis der Partnerschaft
umschreiben. In etzter eıt kann InNnan aber auch Vor-

bestritten. Es xibt auch Tendenzen, den Religionsunterricht
Aaus der Schule auszuschließen oder in einen „neutralen“ehalte ın dieser Rıchtung hören Religionskundeunterricht umzuwandeln

Brandt: Im Godesberger Programm sprachen WIr VO'  $

Partnerschaft zwischen unserer Parte1 und der Kirche. Brandt: meıne, WIr sollten VO  3 dem ausgehen, W as Ist,
und unlls nıcht auf Gespensterschlachten einlassen.habe als Bundeskanzler 1n meıner Regierungserklärung

VO Januar 1973 auch auf Kiırche un Staat bezogen VO  '

Partnerschaft gesprochen. Dabe] WAar abgezielt auf gemeın-
S4amne Aufgaben, denen sıch Staat un: Kırche wıdmen, und „Die Verständigung uber

rundüberzeugungen ıst für alleauf die orm der Zusammenarbeit. Bezogen auf ıne
Beschreibung des Verhältnisses zwischen Staat und Kirche Verantwortlichen eine schwere Aufgabe“
bın ıch MIt Helmut Schmidt der Meınung, da{fß der Begrift
Partnerschaft VO  3 uns un: anderen ohl noch ıcht genuü- HK': Sıe sprachen eben VO  ; den sittlichen Grundüberzeu-
gend durchdacht worden 1St. Vielleicht sollte INa  - VO  3 gungcNn, die sıch 1M politisch-gesellschaftliıchen Raum tref-
eiıner Komplementarıität der Verantwortung sprechen 1mM ten Ist aber nıcht S dafß in Grundwertüberzeugun-
Dienst der Gesellschaft, aber doch jeweıls Ver- SCHh gegenwärtig kaum eiıne Verständigung >1bt? Der Streit
schiedenem Auftrag. die Fristenregelung bei der Retorm des Abtreibungs-

paragraphen hat gezeigt, W1e tief Grundwertkon-
Bleibt nıcht aller anerkannten praktischen Vor- flikte gerade auch zwıschen deutscher Sozialdemokratie

zuge e1nes Komplementarıität angelegten partnerschaft- und katholischer Kırche reichen.
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Brandt: Was die Verständigung über Grundüberzeugun- we15 reicht vıiel weıter. Der Staat ll und kann nıcht da-
SC anbelangt, stellt die Pluralıtät der modernen durch, da{ß stratrechtlich nıcht Verfolgung
Gesellschaft hier allen verantwortlıch Handelnden iıne tellt, den einzelnen Menschen AusS seiner ethischen Ver-

antwortun entlassen. Keın Gläubiger ware durch ıneschwere Aufgabe. Man konnte O  d in einem katho-
ısch gepragten Land w1e Italien sehen, dafß sıch die Bevöl- solche Regelung gehindert, nach seiınem Gewissen oder
kerung für einen anderen tamılıen- bzw. eherechtlichen nach dem Ratschlag seiner Kırche handeln. Nıemand
Weg entschieden hat, als die Kirche glaubte empfehlen wırd durch Verzicht auf Strafandrohung in seiner S1tt-
mussen liıchen Freiheit edroht.
Dıiıe Reform des 218 WTr ıne sehr schwierige Frage,
bleibt ıne außerorentlich schwierige rage, un: hılft Ihnen selbst wurde als Bundeskanzler bei der Reform

des Abtreibungsstrafrechts eın nıcht ganz verständlicheruns wen1g, darauf hinzuweıisen, da{fß auch ın Nachbarlän-
dern ähnliche Schwierigkeiten bestehen. Gesinnungswandel vorgeworften. Wiährend der 6. Legıs-

Jaturperiode hätten Sıe VOT katholischen Journalısten noch
Der Vergleich ZU ıtalienıschen Scheidungsreteren- erklärt, der Fristenentwurf werde keine Mehrheit finden,

dum wiıird oft PCZORCN, aber Ehescheidung und Abtreibung be1 der parlamentarıschen Verabschiedung gehörten Sıe
lıegen auf recht verschiedenen Ebenen aber selbst den Befürwortern der Fristenregelung.

Brandt: Der Tatbestand 1st S da{fß meıne RegierungBrandt: Gewil, aber nehmen WIr Osterreich oder auch
Frankreich ZUuU selben Komplex, VO:  3 dem Sıe ausgıngen. Justizminıster Gerhard Jahn eine Indikationen-

regelung vorgeschlagen hatte. Diese LegislaturperiodeBeide Länder haben doch vew1ßß eine starke katholische
Praägung In beiden Ländern wurde das Votum der wurde vorzeıtig eendet. In meıiner Regierungserklärung

1im Januar 1973 habe ıch dann mıiıtgeteıilt, die RegierungKıirche ıne Fristenregelung vorgeschlagen, dıe die Parla-
n verabschiedet haben Was Nsere Sıtuation betrifit: werde iın dieser Sache die Inıtiatıve dem Bundestag über-

habe Jange mıt mır SCITUNSCH, und iıch habe sehr lassen. Tatsächlich kamen Ja dann AaUuUsSs den Koalıtions-
gewünscht, einer Regelung kommen, die 1n dieser parteıen Z w el Entwürte, eın Indikationenmodell un das
rage nıcht Partei SCHCH Parte1 gestellt hätte. ber WIr Fristenmodell, das VO  3 fast allen F.D.P.-Parlamentariern
hatten schliefßlich über dıe Ermessensifrage entscheiden: un der großen Mehrheiıit der Abgeordneten meıner Par-
Gestalten WIr den Schutz des Lebens wırksamer dadurch, te1l wurde. 11l hier ganz deutlich machen,

W1e die Lage War Ich hätte in meınem zweıten Kabinettdaß WIr einen unwirksam gewordenen Paragraphen des
Strafgesetzbuches beibehalten, oder kommen WIr wenn für den Entwurft des ersten Kabinetts keine Mehrheit

gefunden. Damıt mufte die Sache AUus dem Parlament her-ıne AaNgEMESSCNEC Beratung verpflichtend eingeführt
wırd mıt der Fristenregelung besseren Ergebnissen? Aaus geregelt werden. habe ann bei der Verabschie-
Es trifit nıcht 1U  —4 für dıe Bundesrepublik Z da{fß 1er dung der Retorm 1mM Bundestag WAar meıne letzte
schwierige Fragen gibt auf Gebieten, auf denen die Kirche ede als Bundeskanzler, un! ıch habe S1E ausdrücklich als
verständliıcherweise Strengere Ma{ißstäbe anlegen mu(fß, bei Abgeordneter gehalten nach Abwägung aller Gründe
denen 11a  ‘ aber doch auch Aaus kirchlicher Sıcht versuchen und meılner persönlıchen Motivatıon SOWI1e nach Eintfüh-
sollte, verstehen, daß sıch die meısten VO  $ uns schr Iung des obligatorischen Beratungsvorgangs dafür plä-

dıert, die Fristenregelung verabschieden, jedenfallsviel schwerer gyemacht haben, als INa  } in bestimmten Pole-
miken glauben machen 111l Nıemand dachte daran, den lieber verabschieden, als beim alten Zustand
Gliedern der Kiırche durch eın solches (Gesetz aut- belassen, der viel Unglück verursacht hat und auch mit
zuerlegen, W as S1e VO  3 ıhrem Gewı1issen Aaus nıcht vertretfen mancher Heuchele1 verbunden WAar.

können.
Wenn die Regierung die Entscheidung dem Parla-

Es ving der Kirche aber gar nıcht konfessions- mMent überlassen wollte, dann ware CDy da sıch ıne
gebundene Moral, sondern den staatlıchen Schutz des sehr gewissensbetonte Grundsatzentscheidung handelte,
Grundrechts auf Leben 1M vorgeburtlichen Stadıum. Doch 1Ur konsequent SCWCSCH, hätte Ihre Parteı un: ENTISPrE-
VO  3 der rechtsethischen Vertretbarkeit der Fristenregelung end dıe Fraktıon auf ein eigenes Votum bzw aut eiınen

eigenen Entwurf verzıichtet un der Meinungsbildungeinmal abgesehen: dürfte Gewissensklausel für
Ärzte un Schwestern schwer se1n, sıch ın der Praxıs des QUCI durch die Fraktionen freien Lauf gelassen. Das
Krankenhausbetriebs dem Gewissensdruck entziehen. Wi;ederaufleben alter Feindschaften Mi1t Ausstrahlung auf

andere Gebiete hätte dann, WwW1€e ımmer die Reform
Brandt: meıne nıcht 1Ur dies. Das ware  a eın Miıfver- Ende aussah, wahrscheinlich vermieden werden können
staändnıis. Was Sıe anführten, 1St auch wichtig, und iıch
habe dies 1ın meıner ede VOT dem Bundestag ZESART. Brandt: stımme Ihnen Z dafß die Gefahr estand
halte für völlig unmöglıch, da{(ß Inan einen Arzt der und weıterbesteht, da{ß die Auseinandersetzung den
ıne Krankenschwester veranlafit, w 4s sıch mIiıt 218 auch auf anderen Feldern ungünstıge Wırkungen
ihrem Gewı1ssen nıcht vereinbaren aßt ber meın Hın- haben kann. bedauere das, aber ıch türchte, Sıe haben
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recht, wenn Sıe das feststellen. Doch ware auch nıcht denkt InNna  — etwa schulische Rahmenrichtlinien soz1al-
richtig SCWCESCNH, des besseren Auskommens miıt der Kırche demokratischer Miınıister, 1Ur einen Bereich nennen”
SCn NUr taktieren. möchte aber klarstellen, da{ß
1n dieser rage ZWar einen Parteitagsbeschlufßß, aber nıe Brandt: Was Sıe Sagch, 1St keine rage sozi1aldemokrati-
einen Fraktionszwang gegeben hat Dem Großteil der uUur- scher Programmatik
sprünglıchen Anhänger des Minderheitenmodells, dıe noch

stärker mot1iviert als ich, machte der Einbau ber doch soz1aldemokratische Politik, und das
zähltder Beratungspflicht dıe Zustimmung Z Fristenmodell

möglıch. Die Chance, die ich früher einmal gesehen hatte,
aber vielleicht War das iıllusionär, eine Regelung mıiıt einer Brandt: Zunächst: In meıner Parte1ı vollzog sıch die Dıs-
breiteren Mehrheit finden, estand nıcht mehr. Dazu kussion den 218 vorwıiegend der Zielsetzung,
wWar das Problem bereits sehr emotıional aufgeheizt durch soz1ıale Hılfe einen besseren Schutz des Lebens

gewähren, als dies die unwirksam gewordene Stratbestim-
Ist aber nıcht insgesamt ein mıßlicher Zustand für INUNS vermochte. Hıer sehe ıch auch die tundamentale

ıne parlamentarische Demokratiıe, WENN bei einem sol- Übereinstimmung bei allen Bundestagsparteıen. hne
chen Grundsatzkonflikt VO  3 Parteı Parteı entschie-
den wırd? Solche Grundsatz- bzw Grundwertkonflikte

das emanzıpatorische Argument 1n Bausch un: Bogen ab-
ZUuWwerten, 111 iıch auch hervorheben, daß 1n dem, W as VO  3

werden Ja ın uUuNsSseIeTr 1ın den Grundüberzeugungen tief der SPD polıtısch betrieben wiırd, die Elemente der Solı-
gespaltenen Massengesellschaft ımmer häufiger auftreten. darıtät und der soz1alen Gerechtigkeit stärker sind als
Sıe können die Polarısierung zwiıschen den Parteıen bıs Emanzıpationsideologien. Manches VO  ; dem, W as 1m
einem für Demokratien gefährlichen rad steıgern. Hät- Bildungsbereich geschah un: vielleicht auch echt kriti-
ten die Parteı:en des Deutschen Bundestages nıcht gerade sıert wurde, WAar das Produkt VO  — Sachverständıigen, das
hier dıe Chance gehabt, QUucCI durch ıhre Reihen ne Me ı- Samı«<t Übertreibungen ın die bürokratische Maschinerie des
nungsbildung durchzuführen, die für künftige Gesetz- Bildungswesens eingebracht wurde.
gebungen, die sıch aut Grundwerte beziehen, Modell ber W as Sıe Zzu Godesberger Programm Sagten:hätte se1n können? Und ware das Verfassungsurteil VO  _ gebe Ihnen Ja nZ da{fß die Godesberger Formel nıcht
Karlsruhe für die SPD nıcht eichter bewältigen, wenn ein Kıssen 1St, auf dem INa sıch ausruhen annn Dieser
S1e diese Chance SENUTZT hätte? Motivatıionspluralismus 1St sicher keine bequeme Sache,

WEeNnNn dıe Parte1ı SagtT, WIr fragen nıcht danach, ob du deine
Brandt: Hıer MuUu iıch 1U  e doch ın allem Ernst darauf raft etzten Endes schöpfst AZUS dem Geılst der Bergpre-
hinweıisen, da{ß Grundgesetz den Parteı:en ine be- digt, Aus der Pflichtethik Kants oder Aaus den Sozial-
sondere Rolle bei der polıtischen Willensbildung und analysen VO  3 Marzx. Ich würde übrıgens auf jeden Fall
das heißt doch, bei der Ausformung VO  3 (jesetzen SdASCH . Wenn die SPD Aus Marx schöpft, dann Aus jenem
gewl1esen hat Im konkreten Fall habe ich schon ZESART, Marx, VO  3 dem Nell-Breuning betont, da{fß die Kirche
dafß besser SCWESCH ware, W ECNN INAan sıch auf breiter meı1st NUur den einen den weltanschaulichen Teıl, also
Basıs einer Ablösung des 218 hätte zusammenfinden seinen historischen Materıalısmus, und nıcht auch den
können. deren Teıl, seınen soz1alen Humanısmus, gesehen hat

Dıie Kirche heute wırd aber vermutlich mehr VO

„Das Godesberger rogramm ıst kein Marxısmus der Jungsozialısten erschreckt.
Kissen, auf dem man ausruhen kann“

Brandt: Der Jungsozıialısten, das finde ıch stark verall-
HK Dıie Debatte über den DUn erfolgte weıtestgehend gyemeınert Wahr 1St; ıch 1ef selbst vorhın anklingen,

WIr haben nıcht NUur be1 den Sozialdemokraten un nıcht1mM Zeıichen der Emanzıpatıon, nıcht 1Ur der Emanzıpatıion
der FAa Dıie SPD 1St neben der FE.D profilierte Träge- 1LLULr 1ın Deutschland Entwicklungen einer gewıssen K
rın des Emanzıpationsgedankens. Aus kirchlicher Sıcht ideologisierung gehabt. unge Leute haben vieles noch
entsteht auf weıte Strecken der Eindruck, be] der heu- einmal Neu durchbuchstabiert, VO  $ dem InNna  } geglaubt
tiıgen SPD handle sıch iıne Ärt Emanzıpationspartel hatte, WIr hätten schon den Akten gelegt. Wır leben
MILt einer sehr indıvidualistisch-aufklärerisch gepragten in einer Welt, 1n der Junge Menschen Ungerechtigkeiten
Ethik und eiınem starken marxıstiıschen Hıntergrund. Flie- und Ungereimtheiten stark empfinden, daß wWwIr mıiıt
ßRen 1n dıe durch das Godesberger Programm geschaffe- unNnsefelr Erfahrung un: abgezirkelten Verantwortung
Nnen Leerstellen keine etzten Wahrheiten und ıhnen gegenüber mehr als Dıiplomaten erscheinen enn

als Führer 1im demokratischen Sınne. Da wurde nıcht NnUu  —Liberalisierungsversuche often für alle, ob S1e 1U  e ıhre
Motivatıon AusSs dem Marxısmus, AaUuUS der humanıstischen beim alten Marx, auch bei Proudhon, be1 Kropotkin, be1
Ethik oder AUuUsSs dem Christentum beziehen nıcht NECUEC Tolstoi, bei den Anarchisten un: Nıhilisten angeknüpft,
ıdeologische Ströme mit Weltanschauungsanspruch e1ın, sehen eben interessanterweılse nıcht, w1ıe INa  -
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mehr Staat kommt, sondern dort wurde nachgelesen, Bereıich, die gerade Berufung auf die herrschenden
INnan ylaubte, wenıger Staat, mehr Verantwortung Grundsatzkonflikte Abtreibung, Eherecht, Elternrecht
einzelner 1n der Gemeinschaft kommen können. Darın ELE einen möglıchst gleichen bzw gleichkritischen Ab-
Mag 1el Illusionäres se1n, aber in meıiner Sıcht haben diıese stand oder ıne gleiche ähe den Parteien ausdrücklich
Jungen Leute doch mehr riıchtige, als talsche Fragen gestellt. ablehnen und dıie tradıtionellen Bındungen den Unions-

fürchte allerdings, s1e haben überwiegend talsche Ant- parteıen wıederT knüpfen wollen
worten darauf gegeben. ber das Stellen VO  3 harten Fra-
gCcnh wırd auch 1n der nachrückenden Jungen Generatıion Brandt: ylaube, dafß unserem Lande nıcht ekommt,
nıcht aufhören, wenn 1ın wenıgen Jahren 1n weıten Bere1- und ıch meıne, dafß auch tür die Kirche nıcht hilfreich
chen der Welrt Menschen verhungern, und noch ımmer 1St, WEeNn Gläubige unnötıg in Konflikte gebracht werden

auf Gebieten, für Christen nıcht eın für allemalkeine AÄAntwort gefunden 1st, WOZUu 300 Milliarden Dollar
1mM Jahr für Rüstung ausgegeben werden, wenn halbe Völ- gleiche Antworten geben kann, und das 1St der überwie-

gende 'Teıl der Fragen, über die im polıtischen Raumeker verhungern. Es 1ISt das echt Junger Menschen, 1n die-
SC Wiıdersprüchen nach mehr fragen, als den abgezir- entscheiden 1St Zu dem, W as Sıe mMI1t Abstand oder
kelten un: dıplomatisıerenden Antworten, die uns heute ähe meılinten: kenne Ja eın bıfßchen, WAasSs dem
ZuUur and sınd. Stichwort AÄquıidıstanz 1M kırchlichen Raum diskutiert

wiırd. Aus meıner Sıcht erscheint das alles wenıg hilfreich
und eın bifßchen schematiısch. Schematisch würde ıch denDıies sınd auch Fragen der Kiırche Das Problem

besteht aber darın, da{ß S1e den Eindruck hat, 1n der deut- Versuch NENNCI, SOZUSAaSCNH mi1ıt der Meßlatte nach dahin
schen Sozjialdemokratie sıch beispielsweise über eın oder dorthin gleiche ähe oder Ferne‘abzuzirkeln.
emanzıpatorisches Erziehungsverständnis polıtische Strö- ware mi1t csehr viel wenıger zufrieden.
INUNSCH MIt einem ftast absolutistischen innerweltlichen
Heılswillen durch Insofern dürfte das Verhältnis ZUur Und das Weniger waäre”
Kirche weitgehend davon abhängen, w1e die Parteı mıiıt
diesem ıhrem eigenen Konflikt fertig wırd. Brandt: Das ware Oftenheıt. Die, finde ich, reicht.

Brandt: iıne Parteı, gerade die des Godesberger Pro- ber W a4as bedeutet S1e konkret bzw W as könnte S1e
bedeuten?Tamms, verordnet nıcht eın für allemal gesellschaftlıches

Bewußtseın, S1e formt mıt, dekretiert aber nıcht.
Gerade weıl ıch eın primıtıver Fortschrittsgläubiger 1M Brandt: Eın Doppeltes: Die Kirche sollte erstens often
Sınne des 19 Jahrhunderts bın, weiß ıch, dafß in der (3@- seın dafür, dafß ihre Gläubigen in polıtisch unterschied-
schichte der Menschheit bei allem verdienstvollen Wirken lıchen Lagern, also 1n verschiedenen demokratischen Par-
der Kiırchen sıch gewl1sse Gedankenrichtungen ımmer w1e- teıen, wirken. Sıe soll denen, die miıtgetragen VO ihrer
der reproduzıieren. Wıeso 1St denn eigentlich verwunder- relig1ösen Bindung politisch verantwortlich tätıg sınd,
lıch, dafß Fragen eben nıcht als eın tfür allemal beantwortet diese Verantwortung nıcht erschweren, sondern s$1e dazu
gelten, sondern ımmer wieder NEeuU durchbuchstabiert WeI- ermuntern, ermutigen und befähigen. Dies oll die Kıiırche
den mussen? Im übrıgen 1n aller Oftenheıt: So 1St Zzweıtens nıcht daran hindern, ıhre Posıtion, s1e für
Ja auch wıeder nıcht, daß WIr tun haben miıt einer notwendıg hält, eindeutig darzustellen. Wenn INan aber
Sozialdemokratie 1n Fluß und einer, w 4s iıhr Selbstver- heute darüber klagt, da{fß zuwen1g öftentlich erkenn-
ständnıs angeht, heilen Kırche iıcht NUur die Soz1aldemo- bare katholische Sozialdemokraten g1bt, dann 1St das nıcht
kratie 1St kolossal herausgefordert und chaflt sıch eine allein das Ergebnıis dessen, dafß die deutsche Sozialdemo-
NnNeuUuUe Basıs, sondern auch die katholische Kirche — ıch habe kratıe 1mM vorıgen Jahrhundert ideologische Barrıeren auf-
dies zeitweilıg intens1v beobachtet befindet sıch in gerichtet hatte, w 4s iıch Ja n zugebe, sondern hängt
geradezu revolutionären Umschichtungen. spure das, auch damıt ZUSAMMECN, da{fß die katholische Kiırche 1n
nebenbei DESALT, WENN iıch einmal in Rom bin, W as selten Deutschland stärker als ın anderen Ländern durch die

der Fall ISt; noch stärker, als WEn iıch 1n der Bun- Identifizierung ursprünglıch mıiıt der Zentrumstradition
desrepublık Deutschland bın und spater W as mır viel weniıger verständlich 1st mMIt

der breiteren polıtıschen Formatıiıon der Unionsparteıien
deren Erbe Ja VO: Zentrum bıs ZUr Deutschnationalen

„Offenheit, die finde ich, eıIc Volksparteı reicht eın Mitwirken VO:'  - Katholiken in
meıner Parteı erschwert hat. Wenn solches Mitwirken

Eın Hauptvorwurf der soz1aldemokratischen Füh- nıcht erschwert, sondern erleichtert würde, dann würde
Iung die Adresse der katholischen Kirche riıchtet sıch ohl auch dıeses oder jenes Wort, diese oder jene Forde-

deren Verquickung mıt den Unionsparteıen. Nun rung oder Mahnung be] uns aufmerksamer bedacht, als CD

gibt starke und einflußreiche Stimmen 1im katholischen Jetzt vielfach erfolgt.


